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Integration für alle
als Gegenmassnahme zur ausländerfeindlichen Politik der SVP

Indem wir, aus Furcht vor der SVP, die Ausländerpolitik laufend verschärfen, werden wir die Ängste und das Unbehagen der Bevölkerung vor der Einwanderung und gegenüber allem Fremden nicht abbauen können. Der Schlüssel zur Lösung liegt in einer Veränderung unserer Denkmuster und im Wechsel von einer Integrationspolitik für Ausländer zu einer Politik des sozialen Zusammenhalts für alle.
Das Ja der Stimmbevölkerung vom 29. November 2009 zur Minarettinitiative hat die Frage der Einwanderung und der Integration auf die politische Agenda zurückgeholt. Die Tatsache, dass das Volk bald wieder über eine SVP-Initiative – die Ausschaffung von kriminellen Ausländern – zu entscheiden hat, trägt nicht zur Beruhigung der Geister bei. Mit dieser Initiative werden Ausländer, die minderschwere Delikte begehen, wie z. B. den unberechtigten Bezug von Sozialhilfe, auf eine Stufe mit Schwerverbrechern (Mördern, Sexualstraftätern und Menschenhändlern) gestellt. Alle sollen laut Initiative ausgeschafft werden.
Daher ist die Idee, diese Initiative nicht länger durch einen indirekten Gegenvorschlag (Änderung des Ausländergesetzes), sondern durch einen direkten Gegenvorschlag (Änderung der Verfassung) zu bekämpfen, zu unterstützen. Voraussetzung ist allerdings, dass der der Text den internationalen Verpflichtungen der Schweiz in Sachen Menschenrechte entspricht und die Verhältnismässigkeit gewahrt wird. Mit einem direkten Gegenvorschlag würden auch die geplanten Massnahmen des aktuellen indirekten Gegenvorschlags, welche eine Verschärfung der Integrationsbedingungen beinhalten und nichts mit der SVP-Initiative zu tun haben, hinfällig.
Es bleibt aber dahingestellt, ob das Schweizer Stimmvolk den direkten Gegenvorschlag der Initiative vorzieht. Die grundlegenden Probleme, die zum Volksentscheid gegen den Bau von Minaretten geführt haben, bleiben nämlich nach wie vor bestehen.
Bekämpfung der Ursachen für das Unbehagen der Bevölkerung gegenüber der Einwanderung
Abgesehen von den Vorstellungen über Muslime und den Islam in der Schweiz herrscht in weiten Teilen der Bevölkerung ein tiefes Unbehagen der Einwanderung und allem Fremdartigem gegenüber. Als Antwort auf dieses Unbehagen und auf die Hetze der SVP steuern die bürgerlichen Parteien nur Ideen zur Verschärfung des Ausländergesetzes bei oder sie kramen alte Vorschläge aus der Schublade hervor, die nichts Konkretes bewirken, wie zum Beispiel die Forderung nach einem Integrationsgesetz (FDP).
Eine Verschlechterung der Stimmung zwischen Schweizern und Ausländern gefährdet den sozialen Frieden und Zusammenhalt und damit die Basis des schweizerischen Wohlstands. Die Ursachen für diese Verschlechterung sind aber nicht allein in der mangelnden Integration der Ausländer, im schlechten Benehmen einiger junger Ausländer oder im Tragen des Kopftuchs und auch nicht in der Tatsache, dass Schüler bestimmter Konfessionen vom Besuch des Turn- oder Schwimmunterrichts befreit werden, zu suchen.
Die Abwehrhaltung gegenüber Ausländern liegt in erster Linie in der Angst vor dem Verlust der eigenen Identität begründet, der Angst, den Arbeitsplatz zu verlieren, der Angst vor der harten Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt und dem freien Personenverkehr, durch den sich nicht nur Personen mit kleinen Einkommen, sondern auch Angehörige des Mittelstandes und qualifizierte Arbeitnehmer bedroht fühlen. Die Globalisierung der Wirtschaft, die Überalterung der Bevölkerung und die zunehmende Individualisierung, welche die Isolation verstärkt, tragen ebenfalls dazu bei, dass sich grosse Bevölkerungskreise schwer tun, eine durch die Einwanderung zusätzlich vielfältiger werdende Gesellschaft zu akzeptieren.
Deshalb führt die Akzeptanz des Anderen zuerst über die Integration und den sozialen Zusammenhalt in der schweizerischen Bevölkerung. Das setzt zwar eine offene Einwanderungspolitik voraus, aber auch die berufliche Erneuerung in der Schweiz und den Erhalt der Leistungen der Sozialversicherungen, insbesondere in Krisenzeiten. Der Abbau der Arbeitslosenversicherung und die Weigerung der bürgerlichen Parteien, diese Versicherung solide zu finanzieren, tragen unweigerlich zu einer Verschlechterung des Klimas zwischen Schweizern und Ausländern auf dem Arbeitsmarkt bei.
Wir brauchen ganz allgemein eine Politik der Integration und des Zusammenhalts für alle und nicht nur eine Politik zur Integration von Ausländern und für Ausländer. Dadurch würde der Bevölkerung vermittelt, dass ihre Befürchtungen und Bedürfnisse ernst genommen werden, und ihre Bereitschaft, Ausländern mit mehr Offenheit zu begegnen, würde gestärkt.

Der Übergang von einem Teufelskreis zu einem positiven Kreislauf
Der Übergang von einer Integrationspolitik für Ausländer zu einer Integrationspolitik für alle wird zeigen, dass die Integrationspolitik die Gesamtbevölkerung betrifft und nicht nur eine Kategorie (die Ausländer). Integration ist ein interaktiver Prozess zwischen Schweizern und Ausländern, der bei den Schweizern Offenheit, Interesse, Anerkennung und Respekt gegenüber der ausländischen Bevölkerung voraussetzt und von den Ausländern die Teilnahme am Sozial- und Wirtschaftsleben und die Einhaltung der Grundwerte des Gastlandes fordert.

Ohne diese Gegenseitigkeit zwischen Schweizern und Ausländern bleibt der Integrationsprozess ein Teufelskreis: Ohne Offenheit, Interesse und Anerkennung der Ausländer durch die Gastgesellschaft werden deren Bemühungen, sich zu integrieren, nicht anerkannt,  dadurch entsteht Resignation. Durch die Resignation droht ein Rückzug in eigene Wertvorstellungen, die im Konflikt mit den Werten des Gastlandes stehen können, was wiederum die Schweizer zu stärkerer Verschlossenheit anstatt zu mehr Offenheit, Gastfreundschaft und Anerkennung veranlasst.  Durchbrechen wir diesen Teufelskreis und ersetzen ihn durch einen positiven Kreislauf, indem wir die Grundvoraussetzungen schaffen für Offenheit und Gastfreundschaft auf der einen Seite und für den Willen zur Integration auf der anderen.
Warum wir nicht auf die Einwanderung verzichten können
Wegen der negativen demographischen Entwicklung in der Schweiz werden wir im Hinblick auf den Erhalt unseres Wohlstandes auch in Zukunft auf die Einwanderung von Ausländerinnen und Ausländern angewiesen sein. Es ist deshalb von grösster Wichtigkeit, die Integrationspolitik für Ausländer durch eine Politik des sozialen Zusammenhalts für alle zu ersetzen. Dadurch können heftige Spannungen auf dem schweizerischen Ar​beitsmarkt und in der Gesellschaft vermieden werden, Spannungen, die den sozialen Frieden, Grundpfeiler des schweizerischen Erfolges, gefährden.
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